
 

 

 

 

 

 
39. Änderung des Flächennutzungsplanes der Verbandsgemeinde 

Weißenthurm für den Bereich des in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplanes >Schultheis-Nahversorgungspark<, 

 Stadt Weißenthurm 
 

 

 

Nach Einschätzung der Verbandsgemeinde wesentliche, bereits vorliegende 
umweltbezogene Stellungnahmen i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB: 









Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz

Direktion Landesarchäologie I Außenstelle Koblenz

Niederberger Höhe 1 I 56077 Koblenz

Direktion
Landesarchäologie

Außenstelle Koblenz

Niederberger Höhe 1

56077 Koblenz

Telefon 0261 6675 3000

landesarchaeologie-koblenz

@gdke.rlp.de

www.gdke.rlp.de
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm

Postfach 12 63

56572 Weißenthurm

Mein Aktenzeichen

2022_0647 1

Ihre Nachricht vom

26.08.2022

Tb 4.1,Az.511.600

39. Änderung FNP / Aufstellung B-Plan

Datum

15.09.2022.

Ansprechpartner / Email

Achim Schmidt

achim.schmidt@gdke.rlp.de

Telefon

0261 6675 3028
(bitte immer angeben)

hier:

Beteiligungsart § 4 Abs. 1 BauGB

Gemarkung VG Weißenthurm, Weißenthurm

Projekt Bebauungsplan "Schultheis-Nahversorgungspark"

Ortsteil:

Betreff Archäologischer Sachstand

Änderungsinhalt 
Flächennutzungsplan

Archäologische Fundstellen bekannt: Bedenken unter Vorbehalt

07

Erdarbeiten Bedenken: Archäologische Fundstellen benachbart

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme zur Beteiligung gem. §4 
Abs. 1 und Abs. 2 im Verfahren "Bebauungsplan Schultheisspark", 
zuletzt vom 05.11.2020, in denen wir den Sachstand im 
Planungsbereich erläutert haben. Dieser ist unverändert. 
Entsprechend rechnen wir im Rahmen von Erdarbeiten in diesem 
Bereich mit archäologischen Funden und Befunden.
Unsere Belange sind durch die Textfestsetzung, Abschnitt C, Absatz 
2, Seite 10 berücksichtigt.

08

Überwindung / Forderung: 

Keine weiteren Forderungen: Unsere Belange sind 
berücksichtigt

Erläuterungen zu archäologischem Sachstand 

Archäologische Fundstellen bekannt: Bedenken unter Vorbehalt

Im angegebenen Planungsbereich oder dessen direktem Umfeld sind der Direktion Landesarchäologie 
archäologische Fundstellen bekannt. Diese sind bei Detailplanungen zu berücksichtigen. Unsere endgültige 
Stellungnahme kann lediglich im Planungsverfahren auf Objektebene, aus dem die genaue Örtlichkeit, die 
Art und der Umfang von Erdarbeiten hervorgehen, abgegeben werden. Wir weisen darauf hin, dass eine 
Baumaßnahme in diesem Bereich für einen Bauherrn wegen eventuell notwendiger archäologischer 
Untersuchungen nach §21 Abs. 3 DSchG RLP mit finanziellen Mehraufwendungen verbunden sein kann. 
Gemäß §2 Abs. 3 DSchG RLP ist die Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Koblenz im weiteren 
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Erläuterung Überwindungen / Forderungen

Keine weiteren Forderungen: Unsere Belange sind berücksichtigt

Durch die aktuelle Textfestsetzung sind unsere Belange berücksichtigt.

Planungsverfahren zu beteiligen.

Bedenken: Archäologische Fundstellen benachbart

In der Nähe des angegebenen Planungsbereiches sind der Direktion Landesarchäologie archäologische 
Fundstellen bekannt. Daher ist zu vermuten, dass auch innerhalb des Planungsbereiches archäologische 
Befunde vorhanden sind.

Diese Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf die Belange der Direktion Landesarchäologie. Eine 
Stellungnahme der Direktion Landesarchäologie, Referat Erdgeschichte (erdgeschichte@gdke.rlp.de) sowie der 
Direktion Landesdenkmalpflege (landesdenkmalpflege@gdke.rlp.de) muss gesondert eingeholt werden.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. / i.V.

Achim Schmidt

Bei Rückfragen stehen wir gerne unter der oben genannten Rufnummer oder Emailadresse zur Verfügung. Bitte 
geben Sie unser oben genanntes Aktenzeichen an.
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Kernarbeitszeiten 
09:00-12:00 Uhr 
14:00-15:30 Uhr 
Freitag 9:00-12:00 Uhr 

Verkehrsanbindung 
Bus ab Hauptbahnhof 
Linien 8,9,27,460 bis Haltestelle 
Stadttheater 

Parkmöglichkeiten 
Parkhaus Görresplatz 
Behindertenparkplatz: Regierungsstr. 
vor dem Oberlandesgericht 

  

 
 
 
 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 
Postfach 20 03 61 | 56003 Koblenz 
  

Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm 
  

Kärlicher Str. 4 
56575 Weißenthurm 
  
 

 REGIONALSTELLE  
GEWERBEAUFSICHT  
  
Stresemannstraße 3-5  
56068 Koblenz  
Telefon 0261 120-0  
Telefax 0261 120-2171  
poststelle@sgdnord.rlp.de  
www.sgdnord.rlp.de  
 
17.10.2022 
 

Mein Aktenzeichen 
23/01/6/2022/0292/SWL 
Bitte immer angeben! 

Ihr Schreiben vom 
26.08.2022 
Tb. 4.1, Az. 511.600 
 

Ansprechpartner/-in / E-Mail 
Michèle Schwall  
Michele.Schwall@sgdnord.rlp.de 
 

Telefon / Fax 
0261 120-2057 
  

 

 

 

39. Änderung des Flächennutzungsplanes der Verbandsgemeinde Weißenthurm 

für den Bereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes „Schultheis-

Nahversorgungspark“ der Stadt Weißenthurm 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Ab-

satz 1 BauGB 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die schalltechnische Untersuchung wurde durch die Fa. Meß- und Umwelttechnik 

GmbH (MuUT), Berichtsnummer G22014-1 vom 15. Februar 2022 durchgeführt. 

Mit gutachterlicher Stellungnahme sollte der Nachweis erbracht werden, dass durch 

die bestehenden und noch anzusiedelnden Nahversorgungsbetriebe die Immissions-

richtwerte gemäß 6.1 der TA-Lärm sicher eingehalten werden. 

 

Den Ergebnissen Seite 6, Pkt. 3.2 der gutachterlichen Stellungnahme folgend, werden 

die Immissionsrichtwerte an den maßgeblichen Immissionsorten eingehalten. Bei nä-

herer Betrachtung der Emissionsdaten und Abgleich mit vorherigen Gutachten fällt je-

doch auf, dass emissionsrelevante Schallquellen und Einwirkzeiten korrigiert wurden. 
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Es ist davon auszugehen, dass mit Aufstellung des Bebauungsplanes u. a. die vom 

Gutachter vorgeschlagenen passiven Schallschutzmaßnahmen (siehe Gutachten vom 

12.07.2020, Seite 13 f) festgeschrieben werden. 

 

 

Aus Sicht des Immissionsschutzes ergibt sich daher zur o. a. Bauleitplanung Folgen-

des: 

 

Es wird aufgrund der Überarbeitung der gutachterlichen Stellungnahme empfohlen, 

dass der Gutachter gegenüber der Planungsbehörde nochmals bestätigt, dass eine 

Worst Case Betrachtung der im Plangebiet bestehenden und noch anzusiedelnden 

Nahversorgungsbetriebe vorgenommen wurde und die mit Gutachten vom 20.08.2020 

formulierten passiven Schallschutzmaßnahmen einschließlich der Bau-Schalldämm-

Maße für die Außenbauteile der Wohnbebauung weiterhin Gültigkeit haben. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass auch für die in den Dachflächen befindlichen Fens-

ter, welche dem Emissionsort zugewandt sind, Regelungen getroffen werden sollten. 

 

Des Weiteren wird empfohlen, bereits im Bebauungsplan festzuschrieben, dass im 

Rahmen von Baugenehmigungsverfahren (z. B. Errichtung Verbrauchermarkt o. ä.) 

durch den Antragsteller die Einhaltung der Immissionsrichtwerte durch ein schalltech-

nisches Gutachten nachzuweisen sind. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

gez. 

 

Michèle Schwall 
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Schmidt Kathrin

Von: Waldhans, Sebastian <Sebastian.Waldhans@sgdnord.rlp.de> im Auftrag 
von Bauleitplanung <Bauleitplanung@sgdnord.rlp.de>

Gesendet: Montag, 26. September 2022 13:44
An: Bauleitplanung
Betreff: FPlan 39. Änd. und Aufstellung BPlan 'Schultheis Nahversorgungspark' 

Weißenthurm - Früh BT

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 BauGB; 

Ihr Schreiben vom 26.08.2022, Ihr Aktenzeichen Tb 4.1 AZ 511 600; 

Unser Aktenzeichen: 324-137-08000.04 und 137-08228.04 

Bearbeiter: Andreas.Nilles@sgdnord.rlp.de  

Tel.: 0261/120-2977 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur oben genannten Maßnahme in der Stadt Weißenthurm nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

 

1. Oberflächenwasserbewirtschaftung  

Das Schmutzwasser soll in den vorhandenen Kanal in der >Hauptstraße< abgeleitet werden. Das anfallende 

Niederschlagswasser soll auf dem jeweiligen Grundstück zurückgehalten und zeitverzögert in die örtliche 

Kanalisation in der >Hauptstraße< eingeleitet werden. Unter Punkt 6. der textlichen Festsetzungen zum 

Bebauungsplan wird ausgeführt, dass das anfallende Niederschlagswasser des Baugebietes in den Rhein 

abgeleitet werden soll. Der SGD Nord liegt ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung von 

Niederschlagswasser in den Rhein aus dem Bereich Schultheis-Park in Weißenthurm vor. Der Vorgang wird 

unter dem Aktenzeichen 324-V36N-137-08 228-28760/2022 geführt und befindet sich derzeit in Bearbeitung. 

 

Wir weisen darauf hin, dass die Beseitigung des Niederschlagswassers grundsätzlich unter Berücksichtigung der 

§§ 5 und 55 WHG und des § 13 Abs. 2 LWG zu erfolgen hat und gem. § 55 Abs. 2 WHG das anfallende 

Oberflächenwasser ortsnah zu versickern oder zu verrieseln oder ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 

Gewässer einzuleiten ist.  

 

2. Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht steht dem Bebauungsplan >Schultheis-Nahversorgungspark< und der 39. 

Änderung des Flächennutzungsplanes nichts entgegen. 

Die im gutachterlichen Bericht der IFB Eigenschenk + Partner GmbH, 01705 Pesterwitz, vom 30.01.2015, Nr.: 

01.14.1798/1, enthaltenen Hinweise/ Vorgaben sind zu beachten. Dies ist gemäß der Begründung zum B-Plan 

auch so vorgesehen. 
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Weitere Belange unserer Regionalstelle werden nicht berührt. 

 

3. Abschließende Beurteilung 

Unter Beachtung der vorgenannten Aussagen bestehen gegen die 39. Änderung des 

Flächennutzungsplanes, sowie der Aufstellung des Bebauungsplanes aus 

wasserwirtschaftlicher und bodenschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken. 

 

Ihre zuständige Kreisverwaltung erhält diese Mail in cc zur Kenntnisnahme.  

 

Hinweis: Unsere Stellungnahmen im Rahmen der Bauleitplanung werden künftig in der Regel elektronisch über dieses 

Postfach versendet. Wenn Sie eine Papierfassung benötigen, bitten wir um kurze Mitteilung. 

Künftige Anfragen um Stellungnahmen im Rahmen der Bauleitplanung können Sie uns gerne ebenfalls auf diesem 

Wege an die Adresse bauleitplanung@sgdnord.rlp.de übermitteln. Sie gilt zunächst nur für die Regionalstelle 

Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Koblenz. Andere Abteilungen oder Referate in unserem Hause bitten 

wir auf separatem Wege zu beteiligen. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

--  

Andreas Nilles                                  
Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Koblenz 
 
STRUKTUR- UND GENEHMIGUNGSDIREKTION NORD 
 
Kurfürstenstr. 12-14 
56068 Koblenz 
Telefon 0261 120-2977 
Telefax 0261 120-882977 
Andreas.Nilles@sgdnord.rlp.de 

www.sgdnord.rlp.de 

 

 

Über die SGD Nord:  
Die Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Nord ist eine Obere Landesbehörde des Landes Rheinland-Pfalz. Als 

moderne Bündelungsbehörde vereint sie Gewerbeaufsicht, Wasser- und Abfallwirtschaft, Bodenschutz, 

Raumordnung, Landesplanung, Naturschutz und Bauwesen sowie eine Servicestelle für Unternehmer und 

Existenzgründer unter einem Dach. Die SGD Nord steht für Kompetenz und sorgt für eine zügige, rechtssichere 

Bearbeitung von Genehmigungsverfahren. Damit leistet sie einen wichtigen Beitrag zur Attraktivität von Rheinland-
Pfalz als Wirtschaftsstandort und gesundem Lebensraum. Die SGD Nord hat ihren Sitz in Koblenz und ist in 

Montabaur, Idar-Oberstein und Trier vertreten. Weitere Informationen unter www.sgdnord.rlp.de  

Im Rahmen eines Verfahrens werden auch personenbezogene Daten erfasst und gespeichert. Nähere Informationen 

hierzu und zu den aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung resultierenden Rechten haben wir auf der 

Internetseite https://sgdnord.rlp.de/de/ueber-die-sgd-nord/datenschutz/ bereitgestellt. 

 














































